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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Jahresrückblick 2022: Wirtschaftspolitik

Die Wirtschaftspolitik des Jahres 2022 war geprägt vom Thema der Inflation – einer
«Krise der Lebenskosten», wie dies von den Medien betitelt wurde. Dieses mediale
Interesse zeichnet auch die APS-Zeitungsanalyse nach, welche vor allem im Sommer
einen Anstieg der Berichterstattung in diesem Themenbereich verzeichnete. Während
die Preissteigerung allerdings in vielen Ländern Europas über die Marke von 10 Prozent
gegenüber dem Vorjahr kletterte, blieb sie in der Schweiz bei maximal 3.5 Prozent
(August 2022) und sank danach auf 3 Prozent im Oktober und November. Dies stellte
dennoch einen Höchstwert dar: Seit den 1990er Jahren war in der Schweiz keine so
hohe Inflation mehr gemessen worden. Vor allem die hohen Preise für Energie auf dem
internationalen Markt trieben die Inflation an. Dies bekamen nicht nur die
Unternehmen, sondern insbesondere auch die Bevölkerung bei Strom-, Gas- und
Heizölrechnungen zu spüren. In den Läden stiegen zudem die Preise gewisser Güter wie
Speiseöle oder Kleider stark an. In einer ausserordentlichen Session präsentierten die
Parteien in der Folge einen bunten Strauss an möglichen Entlastungsmassnahmen.
Unter anderem aufgrund der hohen Energiepreise und der Inflation erwartete das SECO
im Herbst eine Verlangsamung des jährlichen BIP-Wachstums für das Jahr 2022: Bei
einem prognostizierten Wachstum von gut 2 Prozent sei eine «deutliche
Abschwächung» der Konjunktur zu erwarten. 

Im Bereich der Strukturpolitik stand erneut das Thema «Covid-19» im Fokus – wenn
auch weniger stark als in den zwei Jahren zuvor, in welchen die wirtschaftlichen Folgen
der Pandemie deutlich stärker in den Medien diskutiert wurden, wie die APS-
Zeitungsanalyse zeigt. Im Januar 2022 beschloss der Bundesrat, die Covid-19
Härtefallverordnung bis im Sommer 2022 zu verlängern. Er wollte damit betroffene
Unternehmen weiterhin unkompliziert finanziell unterstützen. Ende März 2022 rief die
Regierung dann mit der Aufhebung sämtlicher verpflichtender Corona-
Schutzmassnahmen die Rückkehr in die normale Lage aus. Die Erfahrungen mit der
Covid-19-Pandemie, aber auch der Krieg in der Ukraine hatten freilich gewisse
Vulnerabilitäten in der wirtschaftlichen Versorgungssicherheit aufgezeigt. Dies löste
einige Debatten zu Themen wie Pflichtlager, die Versorgungssicherheit mit Metallen und
seltenen Erden sowie eine allgemeine Verringerung der wirtschaftlichen Abhängigkeit
vom Ausland bei essenziellen Gütern aus. In einem im Sommer veröffentlichten Bericht
erklärte der Bundesrat, dass die Schweiz bei Energieträgern und Nahrungsmitteln in der
Tat stark vom Ausland abhängig sei. Im Verlaufe des Jahres mussten gar Pflichtlager für
Schmerzmittel oder für Treibstoffe freigegeben werden, da der freie Markt die
Nachfrage nicht ausreichend decken konnte. 

Die Tourismusbranche erfuhr im Jahr 2022 verschiedenste strukturelle
Verbesserungen: National- und Ständerat verboten künftig enge und weite
Preisbindungsklauseln von Online-Buchungsplattformen gegenüber
Beherbergungsstätten. Zudem überwiesen die Räte eine Motion, die im Rahmen
bestehender Fördermassnahmen ein Programm zur Förderung der
Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer Tourismus fordert. Drei weitere überwiesene
Motionen verlangten die Schaffung von langfristigen Finanzierungsmöglichkeiten für
Tourismusprojekte im Bereich der Nachhaltigkeit und Digitalisierung, eine Ausweitung
des Förderperimeters der SGH auf städtische Individualbetriebe sowie eine
Digitalisierung der Meldescheinprozesse in der Beherbergung. Der Bundesrat wiederum
präsentierte im Sommer eine Botschaft für eine befristete Erhöhung der Beteiligung
des Bundes bei Innotour-Projekten von 50 auf 70 Prozent. 

Beide Rechtskommissionen gaben im Mai und September im Bereich der Strukturpolitik
einer parlamentarischen Initiative betreffend die Ausweitung der Sorgfaltspflicht
zwecks Bekämpfung von Zwangsarbeit Folge. Die gesetzlichen Bestimmungen zur
Umsetzung des indirekten Gegenvorschlags der Konzernverantwortungsinitiative
würden damit um den Sachverhalt der Zwangsarbeit ergänzt werden. Für politische
Diskussionen sorgte schliesslich auch der im Februar 2022 von der EU-Kommission
präsentierte Entwurf für ein neues Lieferkettengesetz, welches Unternehmen in ihrer
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sozialen Verantwortung stärken soll. Er ähnelte der 2020 abgelehnten
Konzernverantwortungsinitiative in vielen Punkten stark und setze den Bundesrat unter
«Zugzwang», in diesem Bereich ebenfalls vorwärts zu machen, berichteten die Medien.

Im Bereich der Wettbewerbspolitik waren die angekündigte Teilrevision des
Kartellrechts sowie die noch bevorstehende Totalrevision des Zollgesetzes zentral.
Letztere soll dazu führen, dass die rechtlichen Grundlagen für die Arbeiten des BAZG
harmonisiert und die Digitalisierung der Prozesse weiter vorangetrieben werden. Bei
der Teilrevision des Kartellgesetzes wollte der Bundesrat vorrangig die
Zusammenschlusskontrolle modernisieren. Zudem sollen laut Vorentwurf gewisse
Anpassungen im Kartellzivilrecht und im Widerspruchsverfahren vorgenommen werden.
Eine im Sommer überwiesene Motion verlangt zudem, dass der Grundsatz der
Unschuldsvermutung im Kartellgesetz gewahrt und der Untersuchungsgrundsatz explizit
genannt werden. Eine weitere Anpassung des Kartellgesetzes nahm das Parlament im
Frühling vor: Mittels Motion wird ein effektiver Vollzug des Kartellgesetzes im
Kraftfahrzeughandel gefordert, um «Knebelverträge» zwischen internationalen
Autoherstellen und Schweizer Garagen zu bekämpfen. Diskutiert wurden des Weiteren
verschiedenste parlamentarische Vorstösse zur Frage der Wettbewerbsverzerrungen
durch Staatsunternehmen. Mit zwei gleichlautenden Motionen verlangten die Räte,
dass bundesnahe Betriebe prinzipiell auf ihre Kernaufgaben des Service Public
beschränkt werden sollen. Im Bereich der Wettbewerbspolitik trat per Jahresbeginn
zudem der indirekte Gegenvorschlag zur Fair-Preis-Initiative in Kraft. Er soll die
Position von Konsumentinnen und Konsumenten stärken. Dieses Ziel verfolgen auch
zwei vom Nationalrat angenommene Postulate zur Prüfung rechtlicher Konsequenzen
bei einer absichtlichen Verkürzung der Produktlebensdauer sowie zur Nutzung von
sogenannten Dark Patterns im Internet, die Konsumentinnen und Konsumenten zu
einem erwünschten Konsumverhalten verleiten sollen. 

Beim Gesellschaftsrecht nahmen National- und Ständerat in der Frühjahrssession 2022
ein Bundesgesetz im Kampf gegen die missbräuchliche Verwendung von
Konkursverfahren an. Es soll primär verhindern, dass das Konkursrecht bewusst dazu
verwendet wird, Konkurrenzfirmen preislich zu unterbieten und zu schädigen, um
später nach mehrfachen Konkursverfahren und Neugründungen eine dominante
Marktstellung einnehmen zu können. Weitere Anpassungen wollte das Parlament beim
Genossenschaftsrecht prüfen und nahm ein entsprechendes Postulat für eine
Auslegeordnung über eine Gesamtrevision an. Prüfen wollte der Nationalrat zudem, ob
für die Gründung einer GmbH die Einführung einer Option zur Teileinzahlung des
nötigen Startkapitals von CHF 20'000 sinnvoll wäre. Des Weiteren möchte das
Parlament ermöglichen, dass Unternehmen künftig vollständig digital gegründet werden
können. 1

Rückblick auf die 51. Legislatur: Wirtschaftspolitik

Autorinnen und Autoren: Marco Ackermann, Guillaume Zumofen und Anja Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Die Schweizer Wirtschaft wurde in der 51. Legislatur von verschiedenen Krisen
durchgeschüttelt. Während man sich zu Beginn der Legislatur noch vor der
schwächelnden Weltwirtschaft fürchtete, stand kurz darauf die Covid-19-Pandemie und
die daraus folgenden Probleme für die Wirtschaft, insbesondere für
Veranstaltungsbetriebe, das Gastgewerbe und den Tourismus, im Zentrum. Mit einer
Ausweitung der Kurzarbeitsentschädigungen für Angestellte und neu auch für
Selbständigerwerbende, mit Überbrückungskrediten in der Höhe von CHF 40 Mrd., bei
denen der Bund die Solidarhaftung übernahm, mit Massnahmen zur Vermeidung oder
Aussetzung von Betreibungen und Konkursen, mit Härtefallhilfen sowie mit einmaligen
Hilfezahlungen für bestimmte, besonders betroffene Sektoren versuchte der Bund die
Auswirkungen der Pandemie auf die Schweizer Wirtschaft möglichst gering zu halten.
Dennoch litt die Wirtschaft stark unter der Pandemie, im Jahr 2020 sank das BIP um 2.4
Prozent – zwischenzeitlich war es gar um 8.2 Prozent geradezu abgestürzt. Zwar erholte
sich die Wirtschaft insgesamt in der Folge relativ rasch – 2021 lag das BIP-Wachstum
bereits wieder bei 4.2 Prozent –, einzelne Bereiche blieben aber weiterhin stark von
der Pandemie betroffen und mussten vom Bund weiterhin mit Härtefallhilfen
unterstützt werden. Die letzten Einschränkungen für die Unternehmen fielen erst
Anfang April 2022, als der Bundesrat zur normalen Lage gemäss Epidemiengesetz
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zurückkehrte (siehe auch Legislaturrückblick zur Gesundheitspolitik). 

Die Covid-19-Krise wurde aus wirtschaftlicher Sicht aber sogleich von einer «Krise der
Lebenskosten» abgelöst: Nach Ausbruch des Ukraine-Kriegs stiegen die Energiepreise
und in der Folge auch die übrigen Preise vergleichsweise stark an, im August 2022 lag
die Inflation gegenüber dem Vorjahresmonat bei 3.5 Prozent, dem höchsten Wert seit
1993 – aber noch immer deutlich niedriger als in den meisten anderen Ländern
Europas. Sowohl die Covid-19-Pandemie als auch der Ukraine-Krieg zeigten
verschiedene wirtschaftliche Versorgungsprobleme auf und verdeutlichten die
wirtschaftliche Abhängigkeit der Schweiz vom Ausland, was folglich immer häufiger
Thema im Parlament wurde. 

Über die Krisen hinaus stand insbesondere die Revision des OR bezüglich des
Aktienrechts im Zentrum der parlamentarischen Diskussionen – über kein Geschäft
wurde in diesem Themenbereich ausgiebiger gesprochen. Dieses bestand aus vier
Teilen: aus Regelungen zur Stärkung der Aktionärsrechte in Umsetzung der
Abzockerinitiative, aus einer wenig verbindlichen Frauenquote in den
Unternehmensführungen, aus Vereinfachungen und Erleichterungen für
Aktiengesellschaften sowie aus einer Stärkung der Transparenz im Rohstoffsektor.
Letzteres wurde in einem eigenen Entwurf als indirekter Gegenvorschlag zur
Konzernverantwortungsinitiative behandelt. Wie die Initiative beinhaltete auch der
Gegenvorschlag neue Pflichten zur Berichterstattung und Sorgfaltsprüfung, beim
Gegenvorschlag sollten diese jedoch international abgestimmt werden und keine
Haftungsregeln z.B. für Tochtergesellschaften beinhalten. Nachdem die
Konzernverantwortungsinitiative im November 2020 am Ständemehr gescheitert war,
trat der Gegenvorschlag im Januar 2022 in Kraft. 

Am selben Tag wurde auch die Initiative «Für ein Verbot der Finanzierung von
Kriegsmaterialproduzenten» abgelehnt. In ihrer Initiative hatten die Urheberinnen und
Urheber ein Finanzierungsverbot für sämtliche Waffen vorgesehen, bislang besteht
lediglich ein solches für Atomwaffen. Banken, Pensionskassen oder auch die AHV hätten
demnach nicht mehr in Fonds von Unternehmen investieren dürfen, die mehr als 5
Prozent ihres Jahresumsatzes mit Waffen erzielen.

Ausgiebig diskutiert wurde im Parlament schliesslich auch ein weiterer Gegenvorschlag,
nämlich derjenige zur Fair-Preis-Initiative. Durch kartellrechtliche Vorschriften, etwa
durch Einschränkungen für relativ marktmächtige Unternehmen oder durch ein
Diskriminierungsverbot im Online-Handel, sollte die Beschaffungsfreiheit von
Schweizer Unternehmen im In- und Ausland gestärkt werden. In seinem Gegenvorschlag
schlug der Bundesrat eine Stärkung der Parallelimporte vor. Nachdem das Parlament
den bundesrätlichen Vorschlag im Sinne des Initiativkomitees noch verschärft und so
verändert angenommen hatte, zogen die Initiantinnen und Initianten ihr Anliegen
zurück.

Bei Abschluss der 51. Legislatur erst am Anfang seiner Behandlung, aber bereits äusserst
umstritten, war die Totalrevision des Zollgesetzes, mit der die Eidgenössische
Zollverwaltung weiterentwickelt und digitaler werden soll. Gegen den Willen seiner
Kommission trat der Nationalrat auf die 57 Gesetze umfassende Revision ein. 

Zudem startete das Parlament in Umsetzung zweier Motionen in die Beratung eines
neuen Unternehmensentlastungsgesetzes, mit dem vermeidbare Bürokratie abgebaut
werden soll, etwa durch die Prüfung des Entlastungspotenzials neuer Regulierungen
oder durch die Stärkung der elektronischen Plattform «EasyGov». Darüber hinaus
wurde in einem eigenen Entwurf eine sogenannte Regulierungsbremse vorgeschlagen,
die ein qualifiziertes Mehr für Erlasse mit starker Belastung für die Unternehmen
vorsah. Während der Ständerat im Juni 2023 die Unternehmensentlastung guthiess, trat
er nicht auf die Regulierungsbremse ein.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022
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Rétrospective annuelle 2023: Politique économique

L'année 2023 a été marquée par des développements significatifs dans la politique
économique de la Confédération, reflétant les efforts du Conseil fédéral pour
moderniser et adapter les cadres juridiques aux défis contemporains. Ces
développements se sont notamment articulés autour de deux axes principaux: la
promotion économique pour les années 2024 à 2027 et la réduction du fardeau
administratif des entreprises (voir aussi les figures de l'analyse APS ci-joint).

D'abord, le Conseil fédéral a donné son feu vert à un programme de promotion
économique pour les années 2024 à 2027. Le projet vise à renforcer la compétitivité
des petites et moyennes entreprises (PME) et des régions du pays. En comparaison à la
période 2020-2023, le nouveau plan accorde une attention accrue au tourisme, au
développement durable et à la numérisation. Le budget alloué au programme de
promotion économique pour les années 2024 à 2027 se monte à CHF 646 millions.
Dans le domaine du tourisme, le programme met l'accent sur le développement de la
promotion des investissements, la durabilité et la transformation numérique du
secteur. Un programme de relance pour le tourisme suisse, en réponse aux défis posés
par la pandémie de COVID-19, figure parmi les principales priorités pour la période
2024-2027. La nouvelle politique régionale (NPR) maintient son soutien aux secteurs
clés tels que l'industrie et le tourisme, avec une attention particulière portée au
développement durable et à l'économie locale. Le programme prévoit également de
soutenir les régions périphériques, en octroyant des contributions non remboursables
à des petits projets d'infrastructures. 

Ensuite, dans le domaine de la politique structurelle, le Conseil fédéral avait pour
objectif de soulager les entreprises. Le Parlement s'est ainsi penché sur deux messages
visant à réduire le fardeau administratif et à encourager la dématérialisation des
procédures. Le premier message concerne la loi fédérale sur l'allégement des coûts de
la réglementation pour les entreprises (LACRE). Cette proposition met l'accent sur la
dématérialisation des prestations administratives, notamment à travers le guichet
virtuel central EasyGov. L'objet a été adopté par le Parlement lors de la session
d'automne 2023. Le deuxième message porte sur l'instauration d'un frein à la
réglementation. Si l'objectif était de sensibiliser le Parlement et l'administration
fédérale au fardeau administratif qui pèse sur les entreprises, l'objet a reçu un accueil
très mitigé en chambre. Ni la chambre du peuple, ni celle des cantons n'est entrée en
matière. Le Conseil fédéral, lui aussi, n'était pas favorable à cette proposition de frein à
la réglementation, mais il «répondait au mandat du Parlement» en soumettant ce texte.

Puis, deux autres messages du Conseil fédéral ont été sous les feux des projecteurs en
2023. Premièrement, le Conseil national est entré en matière sur la révision totale de la
loi sur les douanes (LD). L'augmentation significative des échanges transfrontaliers, la
croissance du commerce en ligne et les récents défis mondiaux, tels que la pandémie
de COVID-19 et la guerre en Ukraine, ont mis en évidence la nécessité d'une adaptation
législative. Cette réforme ambitieuse, qui découle du programme de transformation
DaziT lancé en 2017, vise à moderniser et à accroître l'efficacité des processus
douaniers. Deuxièmement, le Conseil fédéral s'est également attaqué à la politique de
la concurrence. Il a approuvé un message concernant la révision partielle de la loi sur
les cartels (LCart). Si les débats sont prévus en 2024, des voix se sont déjà élevées pour
critiquer l'absence de réforme de la Commission de la concurrence (COMCO).

L'évolution des prix, et plus particulièrement celle des prix de l'énergie, a aussi marqué
l'année 2023. En avril, le Contrôleur des prix a publié une analyse sur l'évolution des
marges des raffineries et des stations-service à la suite de la hausse des prix de
l'énergie au premier semestre 2022. Le Parlement a également adopté une motion
visant à simplifier la réglementation de l'auto-comparaison dans l'ordonnance sur
l'indication des prix (OIP). Le Conseil fédéral devrait donc être tenu d'adapter
l'ordonnance correspondante de manière à ce que l'auto-comparaison puisse être
pratiquée sans limite de temps. En outre, le mois de janvier a été marqué par la volonté
du Conseil fédéral de renforcer l'organisation et le fonctionnement de
l'approvisionnement économique du pays grâce à une révision partielle de la loi sur
l'approvisionnement économique du pays (LVG).

Finalement, dans un rapport publié en février 2023, le Conseil fédéral a conclu qu'il
convient de renoncer à l'introduction des «actions de loyauté». Une motion pour une
révision du droit des sûretés mobilières a également été tacitement acceptée par le

BERICHT
DATUM: 31.12.2023
LLOYD FLETCHER

01.01.65 - 01.01.24 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parlement. Dans le domaine du commerce extérieur, les véhicules privés enregistrés et
dédouanés à l'étranger pourront probablement être utilisés à des fins professionnelles
dans le cadre d'un emploi en Suisse. Au moins, cette proposition, soutenue par le
Conseil des États, a obtenu l'approbation du Conseil national en février 2023. Enfin, le
Parlement a adopté une motion visant à prendre des mesures pour soutenir l'industrie
du métal en Suisse en réaction à la politique énergétique et industrielle de l'Union
européenne (UE). 2

Geld, Währung und Kredit

Geld, Währung und Kredit

Rückblick auf die 51. Legislatur: Geld, Währung, Kredit

Autorinnen und Autoren: Guillaume Zumofen, Catalina Schmid und Anja Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Rückblickend bleibt im Themenbereich «Geld, Währung und Kredit» wohl von der 51.
Legislatur vor allem der Untergang der Credit Suisse und ihre Übernahme durch die
UBS im Gedächtnis. Nachdem die Credit Suisse bereits seit Jahren durch schlechte
Nachrichten, insbesondere bezüglich Verlusten, Managementwechseln und Skandalen,
aufgefallen war, verschlechterte sich ihre Situation im März 2023 dramatisch. Der
massive Vertrauensverlust in die Bank führte zu einem Einbruch ihrer Aktien, der auch
durch eine Liquiditätsspritze der Nationalbank nicht mehr aufgehalten werden konnte.
Trotz noch ausreichender Liquidität wurde Mitte März 2023 die Übernahme der CS
durch die UBS bekanntgegeben. Die Übernahme erfolgte zu einem
«Schnäppchenpreis» von CHF 3 Mrd., wobei der Bund die Übernahme mit
Verlustgarantien für die UBS in der Höhe von CHF 9 Mrd. sowie mit einem
Liquiditätsdarlehen an die SNB in der Höhe von CHF 100 Mrd. absicherte. Mitte August
2023 kündigte die UBS die entsprechenden Sicherheiten, mit denen der Bund somit
insgesamt Garantien in der Höhe von CHF 200 Mio. einnahm. Die Ereignisse im März
2023 lösten eine Flut an Vorstössen zur Aufarbeitung der Geschehnisse und zur
Revidierung der Gesetzgebung zu den Grossbanken aus und führten in der
Sommersession 2023 schliesslich auch zur Einsetzung der erst fünften
parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) der Schweizer Geschichte.

Darüber hinaus stand der Schweizer Finanzplatz auch aufgrund zweier missglückter
Versuche zu seiner Stärkung im medialen Interesse. So hatten Bundesrat und Parlament
eine Abschwächung des Gesetzes über die Stempelabgaben (StG) sowie des
Verrechnungssteuergesetzes (VStG) erarbeitet, mit denen die Emissionsabgabe auf
Eigenkapital respektive die Umsatzabgabe auf Obligationen abgeschafft sowie
Schweizer Anlagen von der Verrechnungssteuer befreit werden sollten. Beide
Gesetzesänderungen wurden jedoch im Februar 2022 und September 2022 von den
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern verworfen, nachdem gegen die Vorlagen das
Referendum ergriffen worden war. Gemäss Nachabstimmungsbefragungen
befürchteten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger vor allem, dass die
Grosskonzerne auf Kosten der Bürgerinnen und Bürger von einer Annahme der beiden
Vorlagen profitiert hätten. 

International sorgten die Schweizer Banken aufgrund bestimmter Ereignisse während
der 51. Legislatur für negative Schlagzeilen: Zwar übernahm der Bundesrat die
Sanktionen der EU aufgrund des Ukraine-Krieges, dennoch riss die Kritik bezüglich
einer späten und zu laschen Umsetzung der Sanktionen durch die Banken nicht ab. In
der 51. Legislatur wurde auch das Geldwäschereigesetz (GwG) revidiert, wobei das
Parlament die vom Bundesrat in Anlehnung an den Bericht der Financial Action Task
Force (FATF) vorgeschlagenen Massnahmen deutlich abschwächte. 

Für positive Schlagzeilen hatten die Banken noch zu Beginn der Covid-19-Pandemie
gesorgt, als sie zusammen mit dem Bundesrat, der SNB, der FINMA und der FinDel in
kürzester Zeit Überbrückungskredite schufen, um die von den Massnahmen zur
Eindämmung der Pandemie gebeutelten Unternehmen zu unterstützen. So konnten
insbesondere KMU vergleichsweise unbürokratisch Kredite in der Höhe von insgesamt
CHF 40 Mrd. aufnehmen, für welche der Bund die Solidarhaftung übernahm.
Ausgeschöpft wurden davon jedoch «nur» Kredite in der Höhe von CHF 16.9 Mrd.
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Auch die Nationalbank stand in der 51. Legislatur immer wieder im Zentrum des
Interesses. So sah sich die SNB ab Frühjahr 2022 aufgrund der schleppenden
Konjunktur der Weltwirtschaft, der Preisanstiege, insbesondere im Energiebereich, und
der wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie zu einer Aufgabe der Negativzinsen
und zu mehrfachen Erhöhungen des Leitzinses gezwungen. Noch während der
Pandemie hatte die SNB mehrfach auf den Märkten interveniert, um eine Aufwertung
des Frankens zu verhindern – was zu Vorwürfen der Wechselkursmanipulation durch
die USA geführt hatte. Nach Aufgabe der Negativzinsen wurde einerseits der Franken
gegenüber dem Euro aufgewertet, andererseits stiegen die Hypothekarzinsen an,
woraufhin der Bundesrat den antizyklischen Kapitalpuffer reaktivierte.

Solange sie noch vorhanden waren, waren die Negativzinsen von grossem medialem
Interesse aufgrund der von der SNB dadurch erzielten hohen Gewinne, insbesondere
während der Pandemie (im Jahr 2019 lag der Gewinn zum Beispiel bei CHF 49 Mrd.).
Während der Bund mit rekordhohen pandemiebedingten Ausgaben und zahlreichen
teuren Projekten zu kämpfen hatte, wurden immer wieder Vorschläge eingebracht, wie
die Gewinne der SNB aus den Negativzinsen verwendet werden könnten – etwa für den
Abbau der Covid-19-Schulden, für die AHV-Finanzierung oder für die Energiestrategie
2050. Diese Bestrebungen fanden im Jahr 2022 ein jähes Ende, als die SNB einen
Verlust von CHF 142 Mrd. bekannt gab.

Im Versicherungsbereich wurden allen voran das Versicherungsvertragsgesetz (VVG)
sowie das Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) revidiert – Letzteres führte denn in der
51. Legislatur auch zu den ausführlichsten Debatten in diesem Themenbereich. Das
über hundertjährige Versicherungsvertragsgesetz sollte einer Totalrevision unterzogen
und die Regelungen der Versicherungsverträge an die aktuellen Begebenheiten
angepasst werden. Ein erster Entwurf war 2013 an den Bundesrat zurückgewiesen
worden, der neuste bundesrätliche Vorschlag wurde in der Folge im Frühling 2019 bis
weit in die Mitte des Parlaments als zu versicherungsfreundlich kritisiert. In einer
ausführlichen Behandlung fand das Parlament in den wichtigsten Punkten jedoch
Kompromisse zwischen Anliegen des Konsumentenschutzes und der Versicherungen, so
dass das angedrohte Referendum nicht ergriffen wurde. 
Die Teilrevision des Versicherungsaufsichtsgesetzes beinhaltete schliesslich
insbesondere Regelungen für den Sanierungsfall einer Versicherung,
Aufsichtserleichterungen für Versicherungen mit ausschliesslich professionellen
Kundinnen und Kunden sowie Vorschriften bei der Versicherungsvermittlung, wobei das
Parlament jedoch die umstrittene Ombudspflicht, welche den Versicherten bei
Streitigkeiten eine Anlaufstelle garantiert hätte, aus dem Projekt strich.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

Rétrospective sur la 51ème législature : Energie

Auteur.e.s : Guillaume Zumofen, Marco Ackermann et Anja Heidelberger

Etat au 17.08.2023

Durant la 51ème législature, la discussion autour de l’approvisionnement en électricité
fut centrale pour la politique énergétique. Au début de la législature, l’accent a été mis
sur la révision de la loi sur l’énergie (EnG) qui devait permettre de prolonger les
mesures d’encouragements en vigueur depuis 2017 ainsi que de renforcer leur
compétitivité. D’autre part, un avant-projet de la révision de la loi sur
l’approvisionnement en électricité prévoyant la libéralisation complète du marché
électrique était déjà en discussion à ce moment-là, alors qu’un accord sur l’électricité
avec l’UE restait sujet à des négociations en lien avec ce dossier. En 2021, ce dernier
s’est vu retardé en raison de l’interruption des négociations sur l’accord cadre. En
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effet, comme l’accord-cadre était pour l’UE une condition préalable pour un accord sur
l’électricité, les échanges sur l’accord sur l’électricité ont été mis de côté. 
En juin 2021, le Conseil fédéral a présenté son message pour une loi fédérale relative à
un approvisionnement en électricité sûr reposant sur des énergies renouvelables, dans
laquelle il a combiné les deux révisions en suspens. Ainsi, la loi comprenait une
augmentation des capacités nationales en énergies renouvelables, la création d'une
réserve d'électricité pour l'hiver et la libéralisation complète du marché suisse de
l'électricité. Au cours de la 51e législature, aucun autre projet n'a été aussi longuement
débattu au Parlement (mesuré par le nombre de mots utilisé par les politicien.ne.s).
Cependant, la loi n’a pas encore pu être finalisée. Afin d'éviter l'expiration fin 2022 de
certaines mesures de promotion de l'énergie prévues dans le premier paquet
énergétique de la stratégie énergétique 2050, le Parlement a établi une solution
transitoire.

Le thème de l’approvisionnement en électricité a occupé le haut de l'agenda durant
l’année 2022. Premièrement, le prix et la demande en énergie ont augmenté en raison
de la forte volatilité du marché international de l’énergie – renforcée par la guerre en
Ukraine et les sanctions occidentales qui l’ont accompagnées – et ont généré de
l’inflation. De plus, l’instabilité des centrales nucléaires françaises a donné naissance à
des inquiétudes concernant une pénurie d’électricité durant l’hiver 2022/2023 et des
prix encore plus hauts pour l’année suivante. En réaction, le Conseil fédéral a pris
plusieurs mesures sur le court et moyen terme. Il a suggéré la création d’une réserve
hydroélectrique et de centrales à gaz de réserve, a réduit le débit résiduel des centrales
hydroélectriques, a prévu d’accélérer et de simplifier les procédures d'autorisation
pour les grandes installations hydroélectriques et éoliennes et a aussi élaboré une
stratégie en cas de pénurie d’électricité et de gaz. Le Parlement a, en outre, écrit une
loi urgente pour l’expansion du photovoltaïque, notamment en montagne, tout comme
pour confirmer le rehaussement du barrage de Grimsel. Le soutien financier
d’entreprises électriques d’importance systémique a aussi été nécessaire, afin de
contrer une faillite à cause d’un manque de liquidité – Alpiq et Axpo ont notamment été
touchés par des difficultés financières. Cette loi a suscité des débats importants au
Parlement. Parallèlement, le Parlement a adopté de nombreuses interventions visant à
garantir l'approvisionnement énergétique de la Suisse sur le long terme.

Le nucléaire est un sujet qui n’a cessé de revenir sur le tapis. Il a été central en un sens
le 20 décembre 2019 avec la mise à l’arrêt de la centrale nucléaire de Mühleberg (BE);
première centrale nucléaire conventionnelle à être mise à l'arrêt en Suisse. En
septembre 2022, après de nombreuses années de procédure d’analyse, la Nagra a
défini un lieu en profondeur sur le site nord de Lägern entre les cantons d’Argovie et de
Zurich qui permettra de stocker les déchets radioactifs. Mais aussi, compte tenu de la
pénurie d'électricité, l'exigence de lever l'interdiction de construire de nouvelles
centrales nucléaires, basée sur la Stratégie énergétique 2050, a reçu un nouvel élan en
2022 – stimulé entre autres par le lancement de l'initiative populaire «De l'électricité
pour tous en tout temps. Stop au black-out», qui voulait considérer comme admissibles
«toute forme de production d’électricité respectueuse du climat».

En conclusion, afin de sécuriser l’approvisionnement énergétique helvétique, le
Parlement n’a, d’un côté, pas hésité à booster à long terme les énergies renouvelables
comme le photovoltaïque, l’éolien ou encore l’hydroélectrique mais également, d’un
autre côté, n’a pas hésité à ressortir de sa manche des énergies non renouvelables
comme le gaz ou le nucléaire.

Les rétrospectives annuelles:
2020
2021
2022
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Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Rückblick auf die 51. Legislatur: Verkehr und Kommunikation

Autorinnen und Autoren: Bernadette Flückiger, Marco Ackermann, Nik Bieri und Anja
Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Auch der Verkehrsbereich – insbesondere der öffentliche Verkehr und der Flugverkehr
– war in der 51. Legislatur stark durch die Covid-19-Pandemie geprägt. Nachdem der
Bundesrat Mitte März 2020 die ausserordentliche Lage gemäss Epidemiengesetz
ausgerufen, einen Lockdown mit Homeoffice und Schliessung der Läden verfügt sowie
die Landesgrenzen geschlossen hatte, brach die Nachfrage im öffentlichen Verkehr
sowie im Flugsektor weg. In der Folge dünnten die Verkehrsbetriebe ihre Fahrpläne
sehr stark aus, während der Flugverkehr – abgesehen von einigen Flügen, mit denen im
Ausland gestrandete Schweizerinnen und Schweizer nach Hause geholt wurden –
zeitweise fast vollständig eingestellt wurde. Dadurch gerieten ÖV und Luftfahrt in
grosse finanzielle Schwierigkeiten, auf die der Bundesrat für den ÖV mit zwei
Notkrediten in der Höhe von CHF 900 Mio. und CHF 215 Mio. sowie für die
Luftfahrtunternehmen und die luftnahen Betriebe mit Nachtrags- und
Verpflichtungskrediten in der Höhe von CHF 1.3 Mrd. und CHF 1.2 Mrd. sowie mit
dazugehörigen Gesetzesänderungen reagierte. Insbesondere nach Ende der Pandemie
stiegen die Nutzendenzahlen in beiden Branchen jedoch wieder deutlich an.

Am meisten parlamentarische Aufmerksamkeit im Themenbereich «Verkehr» erhielt in
der 51. Legislatur gemessen an der Anzahl gesprochener Wörter die Änderung des
Personenbeförderungsgesetzes. Damit hatte der Bundesrat unter anderem
beabsichtigt, die Planungssicherheit der Transportunternehmen bei der Aushandlung
der Angebotsvereinbarungen im regionalen Personenverkehr zu verbessern. Das
Parlament diskutierte zahlreiche inhaltliche Aspekte bis in die Einigungskonferenz, etwa
die Frage, welcher Teil der Gewinne wie bisher einer Spezialreserve zugewiesen werden
soll. Dabei wurde mehrfach auf den Postautoskandal verwiesen, der überdies auch
aufgrund der Untersuchungen im Nachgang immer wieder Thema war.

Zwar leicht weniger Diskussionen im Parlament, medial wohl aber deutlich mehr
Aufmerksamkeit erhielt die Änderung des Strassenverkehrsgesetzes, bei dem es unter
anderem um eine Reduktion der Treibhausgasemissionen, um neue Regelungen zu
selbstfahrenden Autos und um die Stärkung der Verkehrssicherheit ging. Am
umstrittensten war hingegen die im Rahmen des Via-Sicura-Massnahmenpakets
beschlossene Entschärfung gewisser Regelungen, die ursprünglich als Reaktion auf die
in der Folge zurückgezogene Raser-Initiative beschlossen worden waren. Nach einer
Referendumsdrohung gegen die Abschwächung besagter Regelungen krebste das
Parlament noch während der Bereinigung der Vorlage zurück und verschärfte die von
ihm zuvor abgeschwächten Regelungen wieder. Der motorisierte Strassenverkehr war
überdies zwar weniger stark von der Covid-19-Pandemie betroffen als die anderen
Verkehrszweige, dafür umso stärker vom Anstieg der Energiepreise als Reaktion auf den
Krieg in der Ukraine. In der Folge wurden erfolglos zahlreiche Entlastungsmassnahmen
für die Autofahrenden gefordert. Für die Zukunft plante der Bundesrat schliesslich
einen Ausbau der Nationalstrassen: Im «Ausbauschritt 2023» standen vor allem fünf
Projekte mit einem Gesamtumfang von rund CHF 4.4 Mrd. für den Autobahnausbau im
Zentrum. Der Nationalrat erhöhte diesen Kredit gar auf CHF 5.3 Mrd. Auch der Ausbau
des Bahn-Fernverkehrsnetzes befand sich gegen Ende der 51. Legislatur in Planung, die
parlamentarische Beratung dazu wird wohl aber erst in der neuen Legislatur beginnen.

Doch nicht nur bei den Strassen, auch bei den Velowegen soll gebaut werden: Im
September 2018 hatte die Schweizer Stimmbevölkerung dem direkten Gegenentwurf
zur Velo-Initiative zugestimmt, zu dessen Umsetzung das Parlament ein neues
Veloweggesetz verabschiedete. Damit soll der Bund die Kantone beim Vollzug
unterstützen und die Koordination und Information über die Velowegnetze fördern
können, um so zu einer Entflechtung des Verkehrs beizutragen. Die Kantone sollen neu
zur Planung und Erstellung der Velowegnetze verpflichtet werden, wobei sie alle Teile
des Netzes, die nicht den Sicherheits- und Attraktivitätsstandards entsprechen,
ersetzen müssen. 

Während sich der Ständerat in Sachen Sicherheit und Streckenführung der Velowege
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der strengeren Version des Nationalrates anschloss, konnte sich der Ständerat bei der
Problematik des Ersatzes von alten Velowegen durchsetzen. Hierbei wurde festgelegt,
dass zukünftig bei einem Ersatz das öffentliche Interesse und die örtlichen Verhältnisse
berücksichtigt werden müssen. 

Im Themenbereich «Kommunikation» stand der Mobilfunkstandard 5G und
Protestaktionen dagegen im Zentrum. Auch verschiedene Berichte, ein neu
geschaffenes NIS-Monitoring, eine umweltmedizinische Beratungsstelle, eine
Harmonisierung im Vollzug sowie eine Intensivierung der Forschung – mit denen der
Bundesrat den Ängsten in der Bevölkerung begegnen wollte – konnte die von Teilen der
Bevölkerung empfundene Skepsis gegen 5G nicht gross mindern. Lanciert wurde auch
die sogenannte Saferphone-Initiative, die tiefe Strahlengrenzwerte und eine
grundsätzliche Versorgung von Wohn- und Geschäftshäusern mit Fernmeldediensten
über das Kabelnetz erreichen wollte, aber im Dezember 2022 zurückgezogen wurde. Im
Parlament scheiterten auch Standesinitiativen für ein Moratorium für den Aufbau des
5G-Millimeterwellennetzes. Nach längeren Diskussionen erhöhte der Bundesrat im
Dezember 2022 schliesslich die Hochbreitbandgeschwindigkeit in der Schweiz von 10
Mbit/S auf 80 Mbit/S.

Im Bereich des «Service public» stand schliesslich die Post aufgrund von
Filialschliessungen und der Frage nach der Grundversorgung im Zentrum des
Interesses.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

1) APS-Zeitungsanalyse 2022 – Wirtschaftspolitik
2) Analyse APS des journaux 2023 – Politique économique
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